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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende idi den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
über Bekanntmachungen 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu dem Entwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes in seiner Sitzung am 27. Januar 1950 
Stellung genommen und mit der Maßgabe zugestimmt, daß 

im § 1 Absatz 1 und 2 nach den Worten 
„des Statuts” die Worte „oder anderer Verträge” hin- 
zugefügt 

und 

in § 6 an die Stelle der Worte „nach dem 8 . Mai 1945” 
die Worte „zwischen dem 9. Mai 1945 und dem Tage 
des Inkrafttretens des Gesetzes” eingesetzt 

werden. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des Deutschen 
Bundesrates zu. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Bekanntmachungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

(1) Soweit nach gesetzlichen Vorschriften oder nach Bestimmungen 
der Satzung, des Gesellschaftsvertrages oder des Statuts Bekannt- 
machungen im Deutschen Reichsanzeiger zu erfolgen haben, sind 
sie künftig im Bundesanzeiger zu bewirken. 

(2) Das gleiche gilt für Bekanntmachungen, die im Deutschen 
Reiclisanzeiger zu erfolgen hatten und nach dem 1. September 1939 
durch gesetzliche Vorschriften oder durch Bestimmungen der Sat- 
zung, des Gesellschaftsvertrages oder des Statuts einem anderen 
Blatt zugewiesen worden sind. 

§ 2 

Soweit nach gesetzlichen Vorschriften der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes oder der Länder Bekanntmachungen 
im Öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet zu 
erfolgen haben, sind sie künftig im Bundesanzeiger zu bewirken. 

§ 3 

§ 367 des Handelsgesetzbuches erhält unter Aufhebung des § 6 der 
Verordnung zur Vereinfachung der Bekanntmachungen über Wert- 
papiere vom 22. Januar 1944 (RGBl. I S. 42) folgende Fassung: 

„(1) Wird ein Inhaberpapier, das dem Eigentümer gestohlen wor- 
den, verloren gegangen oder sonst abhanden gekommen ist, an 
einen Kaufmann, der Bankier- oder Geldwechslergeschäfte be- 
treibt, veräußert oder verpfändet, so gilt dessen guter Glaube als 
ausgeschlossen, wenn zur Zeit der Veräußerung oder Verpfändung 
der Verlust des Papiers im Bundesanzeiger bekanntgemacht und 
seit dem Ablauf des Jahres, in dem die Veröffentlichung erfolgt 
ist, nicht mehr als ein Jahr verstrichen war. 

Inhaberpapieren stehen an Order lautende Anleiheschuldverschrei- 
bungen sowie Namensaktien, Zwischenscheine und Reichsbank- 
anteilscheine gleich, falls sie mit einem Blankoindossament ver- 
sehen sind. 

(2) Der gute Glaube des Erwerbers wird durch die Veröffent- 
lichung im^ Bundesanzeiger nicht ausgeschlossen, wenn der Er- 
werber die Veröffentlichung infolge besonderer Umstände nicht 
kannte und seine Unkenntnis nicht auf grober Fahrlässigkeit be- 
ruht. 
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(3) Auf Zins-, Renten- und Gewinnanteilscheine, die nicht später 
als in dem nächsten auf die Veräußerung oder Verpfändung fol- 
genden Einlösungstermin fällig werden, auf unverzinsliche Inhaber- 
papiere, die auf Sicht zahlbar sind, und auf Banknoten sind diese 
Vorschriften nicht anzuwenden.“ 


§ 4 

Bekanntmachungen der Jahresabschlüsse von Aktiengesellschaften 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien, die sich auf ein Ge- 
schäftsjahr beziehen, das vor dem 1. Oktober 1947 endete, können 
unterbieiben. Soweit Bekanntmachungen von Jahresabschlüssen 
hiernach nicht erfolgen, ist unverzüglich nach der Beschlußfassung 
über die Gewinnverteilung die Höhe des auf jede Aktie entfallen- 
den Gewinns im Bundesanzeiger bekannt zu machen; wird ein Ge- 
winn nicht verteilt, so ist dies bekannt zu machen. 

§ 5 

§ 204 Absatz 2 und 3 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Fassung: 

„(2) Die öffentliche Zustellung erfolgt durch Anheftung der zuzu- 
stellenden Ausfertigung oder einer beglaubigten Abschrift des zu- 
zustellenden Schriftstücks an die Gerichtstafel. Enthält das Schrift- 
stück eine Ladung, so ist außerdem die einmalige Einrückung eines 
Auszuges des Schriftstücks in den Bundesanzeiger erforderlich. 

(3) Das Prozeßgericht kann anordnen, daß der Auszug noch in 
andere Blätter und zu mehreren Malen eingerückt werde.“ 

§ 6 

Bekanntmachungen, die nach dem 8. Mai 1945 in einem amtlichen 
Veröffentlichungsblatt oder gemäß Anordnung des zuständigen 
Gerichts erfolgt sind, gelten als rechtswirksam, bewirkt. 

§ v 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten das Gesetz betr. Biekanntmachung über Wert- 
papiere und in Handelssachen vom 22. Juni 1948 (WiGBl. S. 53) 
und die siebente Durchführungs- und Ergänzungsverordnung zur 
Kriegssach'schädenverordnung (Kriegsschäden an Wertpapieren) 
vom 6. November 1943 (RGBl. I S. 632) außer Kraft. 
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Begründung 


Vorbemerkung; 

Der Entwrsrf will die, Einheitlichkeit des gerichtlichen und handels- 
rechtlichen Bekanntmachungs Wesens im Bunde hinsichtlich der 
wesentlichen Bekanntmachungen, die ihrer Natur nach der Publi- 
zitätswirkung im gesamten Bundesgebiet bedürfen, wiederher- 
stellen. Sein Inhalt ist Gegenstand der konkurrierenden Gesetz- 
gebung (Artikel 74 Nr. 1 und Nr. 11 des Grundgesetzes und kann 
nur einheitlich für das Bundesgebiet geregelt werden (Artikel 72 
Absatz 2 Nr. 3 des Grundgesetzes, 

Die Bundesregierung hat mit Beschluß vom 20. September 1949 
(Öff. Anz. Nr. 87 vom 22. September 1949) den Bundesanzeiger einge- 
richtet und als Verkündungs- und Bekanntmachungsorgan für den 
Bund bestimmt. In Verbindung mit dem auf ihn übergeleiteten 
»Öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet“ hat der 
Bundesanzeiger, außer in den Ländern Bayern und Württemberg- 
Baden, bereits die Aufgaben des ehemaligen Deutschen Reichs- 
anzeigers wieder übernommen. Diese beiden Länder haben die von 
ihnen vorgesehenen Gesetze nicht mehr vor dem ersten Zusammen- 
tritt des Bimdestages verabschiedet. 

Die Bekanntmachungen sind bisher formell nicht dem Bundes- 
anzeiger, sondern dem „Öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet“ zugewiesen worden. Es bedarf daher noch einer 
gesetzlichen Regelung für den Übergang auf den Bundesanzeiger. 
Ein Teil dieser Bekanntmachungen ist dem „Öffentlichen Anzeiger 
für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet“ durch Besatzungsrecht zu- 
gewiesen worden. Durch die als Anlage beigefügte Eingabe an die 
Alliierte Hohe Kommission ist gebeten worden, diese besatzungs- 
rechtlichen Vorschriften mit dem Tage des Inkrafttretens einer 
deutschen gesetzlichen Regelung aufzuheben. — Der Gesetzentwurf 
enthält diese deutsche Regelung. 

Zu § 1: Die Bekanntmachungen, die im früheren Deutschen Reich 
anzeiger zu erfolgen haben, müssen infolge der staatsrechtlichen 
Entwicklung auf den zu diesem Zweck geschaffenen Bundesan- 
zeiger überführt werden (§ 1 Absatz 1), 

Soweit nach dem 1. September 1939 Bekanntmachungen aus dem 
Deutschen Reichsanzeiger in andere Blätter verwiesen worden 
sind, muß die gleiche Überleitung auf den Bundes anzeiger er- 
folgen, damit dieser wieder, wie früher der Deutsche Reichsan- 
zeiger, einheitliches Bekanntmachungsorgan für das gesamte Bun- 
desgebiet wird (§ 1 Absatz 2). 

Zu § 2: § 2 regelt die Fälle, in denen durch Gesetzgebung der Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes oder der Länder Be- 
kanntmachungen, die früher nicht vorgesehen waren, dem „öffent- 
lichen Anzeiger für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet“ zugewiesen 
worden sind. Auch diese Bekanntmachungen sind nunmehr auf den 
Bundesanzeiger überzuleiten. 

Zu § 3: Durch § 6 der Verordnung zur Vereinfachung der Bekannt- 
machungen über Wertpapiere vom 22. Januar 1944 (RGBl. I S. 42) 
wurde der § 367 HGB neu gefaßt und anstelle des Deutschen 
Reichsanzeigers die „Sammelliste dei: auf gerufenen Wertpapiere 
der Deutschen Reichsbank“ als Bekanntmachungsorgan benannt. 

§ 2 Absatz 2 des Gesetzes betr. Bekanntmachung über Wertpapiere 
und in Handelssachen vom 22. Juni 1948 (WiGBl. S. 53) behielt 
diese neue Fassung bei, knüpfte aber die Rechtswirkungen des 
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§ 367 HGB an die Veröffentlichung im „Öffentlichen Anzeiger für 
das Vereinigte Wirtschaftsgebiet“. Die übrigen Paragraphen der 
Verordnung wurden aufgehoben. 

Es erscheint nicht zweckmäßig, einen einzelnen Paragraphen einer 
Kriegsverordnung weiter beizubehalten Deshalb wird § 367 HGB 
in der letzten Fassung in das Gesetz übernommen und als Bekannt- 
m^chungsorgan der Bundesanzeiger bezeichnet. 

Zu § 4: Die Verordnung zur Einschränkung handelsrechtlicher Be- 
kanntmachungen während des Krieges vom 20. Oktober 1943 
(RGBl. I S. 573) hatte die Veröffentlichung der in § 143 Aktien- 
gesetz vorgeschriebenen Bekanntmachungen der Jahresabschlüsse 
von Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien 
untersagt. Das Gesetz betr. Bekanntmachung über Wertpapiere 
und in Handelssachen vom 22. Juni 1948 hat diese Verordnung auf- 
gehoben und in seinem § 5 bestimmt, daß Bekanntmachungen von 
Jahresabschlüssen, die sich auf ein Geschäftsjahr beziehen, das vor 
dem 1. Oktober 1947 endet, unterbleiben können, daß aber in 
diesen Fällen unverzüglich nach der Beschlußfassung über die Ge- 
winnverteilung die Höhe des auf jede Aktie entfallenden Gewinnes 
im „Öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet“ 
bekanntzumachen ist. 

Diese Bestimmungen des § 5 des Gesetzes vom 22. Juni 1948 müs- 
sen in das vorliegende Gesetz auf genommen werden, da das Gesetz 
vom 22. Juni 1948 als Ganzes durch § 7 des vorliegenden Gesetzes 
aufgehoben wird und außerdem der Rechtszustand in der fran- 
zösischen Zone von dem des bisherigen Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes ab weicht. Dabei w’ar zur Verdeutlichung hinzuzufügen, 
daß auch bei Ausfall der Gewinnverteilung eine Bekanntmachimg 
zu erfolgen hat. 

Zu § 5: § 204 Absatz 2 ZPO war durch Artikel I des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 38 dahin geändert worden, daß bei öffentlichen Zu- 
stellungen der Auszug des zuzustellenden Schriftstückes in ein 
Mitteilungsblatt einzurücken war, das von der Alliierten Kontroll- 
behörde zu bezeichnen oder bis zu einer solchen Bezeichnung von 
dem Zonenbefehlshaber zu bestimmen waf. Nach dieser Bestim- 
mung konnte das Gericht ferner anordnen, daß zusätzliche Ver- 
öffentlichungen in der Presse, im Rundfunk, durch den öffentlichen 
Ausrufer oder auf einem anderen entsprechenden Wege zu er- 
folgen hatten. 

Durch Artikel II des Kon t roll ratsgesetzes Nr. 38 wurde Absatz 3 des 
§ 204 ZPO aufgehoben. 

Mit der als Anlage beiliegenden Abschrift einer Eingabe an die 
Alliierte Hohe Kommission wird beantragt, die Bestimmung des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 38 zu dem Zeitpunkt außer Anwendung 
zu setzen, in dem das vorliegende Gesetz in Kraft tritt. In dem 
gleichen Zeitpunkt kann § 204 Absatz 2, 3 ZPO in der alten Fassung 
wieder hergestellt werden. An die Stelle des Deutschen Reichs- 
anzeigers, der in der Fassung der ZPO vom 8. November 1933 
erwähnt war, tritt der Bundesanzeiger. 

Zu § 6: Die unübersichtlichen Zustände im Bekanntmachungs- 
wesen in der Nachkriegszeit haben dazu geführt, daß zahlreidie 
Bekanntmacliungen nicht in den zur Zeit der Bekanntmachung 
vorgeschriebenen Veröffentlichungsorganen bewirkt wurden. Das 
Gesetz betr. Bekanntmachung über Wertpapiere und in Handels- 
sachen enthielt daher in dem § 4 eine Heilungsklausel, die nun- 
mehr in das Gesetz übernommen werden muß, weil in § 7 dieses 
Gesetz als Ganzes aufgehoben wird und aiißerdem eine solche Hei- 
lungsklausel für das französische Besatzungsgebiet überhaupt fehlt. 
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Zu § 7: Das Gesetz kann erst in Kraft treten, wenn die Alliierte 
Hebe Kommission die mit der Eingabe (vgl. Anlage) erbetene, auf 
den Zeitpunkt seines Inkraftretens abgestimmte Aufhebung der 
dem Gesetz entgegenstehenden besatzungsrechtlichen Bestimmun- 
gen angeordnet hat. 

Durch die Regelung dieses Gesetzes wird das Gesetz der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 22. Juni 1948 betr. 
Bekanntmachung über Wertpapiere und in Handelssachen ent- 
behrlich. Die Verordnung über Kriegsschäden an Wertpapieren 
vom 6. November 1943 hat durch die im ganzen Bundesgebiet gül- 
tigen Gesetze über Wertpapierbereinigung im wesentlichen eben- 
falls ihre Bedeutung verloren. Beide Gesetze können daher auf- 
gehoben werden. 
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Anlage 2 


An den 

Geschäftsführenden Vorsitzenden 
der Alliierten Hohen Kommission 

Peters borg 


Betr.: Einheitliche Regelung des Bekanntmachungswesens im 
Bundesgebiet. 


Die Bundesregierung bittet: 

1. die Bestimmungen des Kontrollratsgesetzes Nr, 38 zu dem Zeit- ^ 
punkt außer Anwendung zu setzen, zu welchem die zuständigen 
Bundesorgane den Bundesanzeiger als Bekanntmachungsorgan 
für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland bestimmen; 

2. die folgenden besatzungsrechtlichen Bestimmungen, nämlich: 

a) die Anordnung der britischen Militärregierung vom 3. 9. 1943 
(abgedr. Öff. Anz. 1948, Nr. 11 vom 15. 10. 1948), 

b) die Verordnung Nr. 185 der franz. Militärregierung vom 19. 
10. 1948 (Journal Officiel S. 1739), 

c) die Verordnung Nr. 230 des französischen Hohen Kommissars 
vom 1. 9. 1949 (Journal Officiel S. 2151) 

zu dem Zeitpunkt aufzuheben, zu welchem die zuständigen Bun- 
organe den Bundesanzeiger als Bekanntmachungsorgan für das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland bestimmen. 
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Begründung 

Dei* Antrag betrifft das Bekanntmachungswesen im Bundes- 
gebiet, das nach dem Besatzungsstatut nunmehr der deutschen 
Regelung überlassen ist. 

Er ist besonders dringlich, da der unübersichtliche gegenwär- 
tige Zustand aus wirtschaftlichen Gründen und aus Gründen der 
Rechtssicherheit einer sofortigen Regelung bedarf. 

Es handelt sich hierbei um folgendes: 

1. Nach der früheren Regelung, wie sie seit den Anfangszeiten des 
Deutschen Reiches bestand, hatten alle Bekanntmachungen nach 
den Vorschriften der Zivilprozeßordnung, des Handelsgesetz- 
buches und der handelsrechtlichen Nebengesetze im „Deutschen 
Reichsanzeiger“ zu erfolgen; 

II. Dieser einheitliche Rechtszustand wurde durch die Kriegs- 
gesetzgebung des zweiten Weltkrieges zerstört: 

1. Der größte Teil der bisherigen Bekanntmachungen im Reichs- 
anzeiger fiel weg: 

; a) Ein ' Teil dieser Bekanntmachungen war überhaupt nicht 
mehr vorzunehmen (VO über die Einschränkung handels- 
rechtlicher Bekanntmachungen während des Krieges vom 
20. Oktober 1943 (RGBL I S, 573)), 
b) ein anderer Teil wurde aus dem Reichs anzeiger in die 
„Sammelliste auf gerufener Wertpapiere“ und die „,A11- 
. genaeine Verlosungstabelle“ der Deutschen Reichsbank ver- 
wiesen (VO zur Vereinfachung der Bekanntmachungen 
über Wertpapiere vom 22. Januar 1944 (RGBl. I S. 42); VO 
zur Vereinfachung der Verwaltung von Personalvereini- 
gungen vom 8. Februar 1945 (RGBL I S. 5)). 

2. Als Restbestand, der weiter im Reichsanzeiger bekanntzu- 
. machen war, verblieben nur die in § 204 der Zivilprozeß- 
ordnung vorgesehenen Bekanntmachungen, sowie eine Reihe 
handelsrechtlicher Bekanntmachungen. 

III. Nach dem Kriege haben sich die maßgebenden Rechtsvor- 
schriften noch mehr zersplittert: 

1. Die getroffenen Regelungen sind zum Teil deutsches Recht 
— so insbesondere das Gesetz der Verwaltung des Vereinig- 
ten W'irtschaftsgebietes Nr. 28 vom 22. Juni 1948, welches 
bestimmte, daß die aus dem Reichsanzeiger verwiesenen Be- 
kanntmachungen (oben II) für das Vereinigte Wirtschafts- 
gebiet künftig iin „öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet“ zu veröffentlichen seien. 

2. Zum Teil aber sind die Regelungen durch Besatzungsrecht 
erfolgt, und zwar in folgender Weise: 

a) In sämtlichen Zonen wurde durch Kontrollratsgesetz Nr. 
38 der dem Reichsanzeiger am 8. Mai 1945 noch vorbe- 
haltene Rest an vorgeschriebenen Bekanntmachungen er- 
faßt. § 204 der Zivilprozeßordnung wurde durch dieses 
Kontrollratsgesetz dahin geändert, daß die dort für den 
Reichsanzeiger vorgesehenen Bekanntmachungen fortan in 
einem Mitteilimgsblatt zu erfolgen hätten, das durch die 
Alliierte Kontrollbehörde oder, bis zu deren Tätigwerden, 
durch die Zonenbefehlshaber bestimmt werden sollte. 
Ebenso wurde darin angeordnet, daß bei handelsrechtlichen 
Bekanntmachungen die am 8. Mai 1945 dem Reichs anzeiger 
noch verbliebenen Bekanntmachungen künftig in dem auf 
diese Weise bestimmten Mitteilungsblatt zu erfolgen 
hätten. 

Eine Anordnung der Kontrollratsbehörde ist nicht er- 
gangen. 
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b) Für die britische Zone hat der Zomenbefehlshaber durch 
Anordnung vom 3, September 1948 den „Öffentlichen An- 
zeiger für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet“ als Mittei- 
lungsblatt im Sinne des Kontrollratsgesetzes Nr. 38 be- 
stimmt. 

c) In der amerikanischen Zone hat der Zonenbefehlshaber 
keine eigene Anordnung nach Kontrollratsgesetz Nr. 38 
erlassen, sondern die Länderregierungen, die auch schon 
vorher tätig geworden waren, zu entsprechenden Anord- 
nungen ermächtigt. Von diesen haben gegenwärtig Hessen . 
und Bremen den „Öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet“, Bayern und Württemberg-Baden noch 
die Staatsanzeiger ihres Landes als Mitteilungsblätter be- 
stimmt. 

d) In der französischen Zone sind dagegen umfassende Rege- 
lungen ergangen: 

Einmal ist als Mitteilungsblatt im Sinne des KontrolL 
ratsgesetzes Nr. 38 zuerst das Journal Officiel und später 
der Öffentliche Anzeiger für das Vereinigte Wirtschafts- 
gebiet bestimmt worden. 

Außerdem ist besatzungrechtlich die Veröffentlichung der- 
jenigen Bekanntmachungen, die im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet durch das Wirtschaftsrat-Gesetz vom 22. Juni 
1948 erfaßt wurden, im Journal Officiel und später im 
öffentlichen Anzeiger für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet 
angeordnet worden (vgl. den jetzt aufgehobenen Art. 3 
der VO Nr. 80, die VO Nr. 185 und die VO Nr. 230). 

IV. Aus der dargestellten Rechtslage ergibt sich, daß sachlich im 
Laufe der Nachkriegsentwicklung wieder eine weitgehende 
Vereinheitlichung des Bekanntmachungswesens insoweit er- 
folgt ist, als der Öffentliche Anzeiger für das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet ganz überwiegend an die Stelle des früheren 
Reichsanzeigers getreten ist. 

Diese Vereinheitlichung muß jedoch nunmehr auch ^ — mell 
vollzogen werden, die noch bestehenden Ausnahmen müssen 
beseitigt werden und an Stelle des Öffenthchen Anzeigers für 
das Vereinigte Wirtschaftsgebiet muß, nachdem die Bundes- 
republik Deutschland errichtet und durch Beschluß der Bun- 
desregierung vom 20. 9. 1949 (Öff. Anz. Nr. 87 vom 22. 9. 49) 
der Bundesanzeiger geschaffen worden ist, der Bundesanzeiger 
treten. Ebenso ist beabsichtigt, in § 204 der Zivilprozeßord- 
nung, die in Kürze in ihrer Neufassung veröffentli(±Lt werden 
soll, an Stelle des Deutschen Reichsanzeigers den Bundes- 
anzeiger als Bekanntmachungsblatt vorzusehen. 

Die gesetzgeberischen Vorarbeiten für diese Maßnahmen sind 
im wesentlichen abgeschlossen. 

Zu ihrer Durchführung müssen jedoch noch die besatzungs- 
rechtlichen Vorschriften auf diesem Gebiet, die in dem ge- 
stellten Antrag aufgezählt sind, aufgehoben bzw. außer An- 
wendung gesetzt werden, — und zwar in der Weise, daß zwi- 
schen ihrem Außerkrafttreten und dem Inkrafttreten der 
deutschen Gesetze keine zeitliche Lücke entsteht. Dies ist in 
der jüngsten französischen Verordnung (Nr. 230 v. 1. 9. 49), 
die ihre Anordnungen nur „bis zur Entscheidung der zustän- 
digen deutschen Stellen“ trifft, bereits vorgesehen. 

Die Bitte um Herbeiführung der gesamten insoweit erforder- 
lichen Maßnahmen ist der Gegenstand dieses Antrages. 
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